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Zürich

Simone Luchetta
und Edgar Schuler

DieChancengleichheit imZürcher
Schulsystem hat sich laut Bil-
dungsdirektorin Silvia Steiner
(CVP) in den letzten Jahren ver-
bessert. Nicht die privilegiertes-
ten, sondern die talentiertesten
Kinder sollen ans Gymnasium.
Abernachwie vor ist es fürunter-
privilegierte Kinder besonders
schwierig, einenGymiplatz zu er-
gattern. Das zeigt eine neue Stu-
die. Erstmalswurden dafürDaten
zurBevölkerungsstrukturmit den
Bildungschancen der Kinder in
einen Zusammenhang gebracht.

Was hat die Studie
untersucht?
Die Sozialwissenschaftlerin Be-
nita Combetwolltewissen, inwie-
fern sich der Einfluss des Eltern-
hauses in unterschiedlichen Bil-
dungssystemenauf die schulische
Laufbahn der Kinder auswirkt.
Dazu hat die Aargauerin, die
als Postdoc-Stipendiatin an der
Uni München forscht, die unter-
schiedlichen Schulsysteme der
Kantonemiteinanderverglichen.

Was hat sie herausgefunden?
Egal,wie ein Schulsystem aufge-
baut ist, für alle Kantone hat sich
bestätigt: «Kinder aus höheren
Schichten haben tendenziell eine
bessere Chance, in die höchste
Schulstufe einzutreten.» Ehrgei-
zige Eltern fänden immer und
überall Wege, die Chancen ihres
Kindes zu steigern, sei es über
eine Eintrittstest-Vorbereitung
oder subtile Beeinflussung der
Lehrpersonen, sagt Combet.

NurZürich sticht in derUnter-
suchung heraus: «Hier haben
sozial privilegierte Kinder noch
grössere Chancen als anderswo,
den Übertritt ins Langgymna-
sium zu schaffen», so Combet.
Der soziale Hintergrund wirkt
also besonders stark.

Wie kommt die Studie
zu diesem Schluss?
Normalerweise hinken Verglei-
che zwischen Kantonen,weil die
Schulsysteme unterschiedlich
sind. Der Effekt des Elternhau-
ses ist so nur schwierig nachzu-
weisen. In Combets Studie fin-
den sich aber Vergleichszahlen
aus einem besonders günstigen
Zeitfenster: Von 2000 bis 2012
hatte Solothurn ein Langgymna-
sium mit denselben Regeln für
den Übertritt, wie sie in Zürich
heute noch gelten: Der Sprung
ins sechs Jahre dauernde Lang-
gymi erfolgte durch eine Prüfung
nach der sechsten Primarklasse.

Für diese Periode zeigt die
Studie deutlich: In Zürich lag die
Übertrittswahrscheinlichkeit bei
Akademikerkindern deutlich hö-
her als in Solothurn. Der elterli-
che Einfluss war also grösser.

Was sindmögliche Gründe
für den grösseren Einfluss
der Zürcher Eltern?
Combet erklärt diesen Befund
mit der unterschiedlichen sozio-
ökonomischen Zusammenset-
zung der Bevölkerungen. In Zü-
rich leben imVerhältnis deutlich
mehr Akademikereltern als im
ländlichen Solothurn.Beide Kan-
tone liessen in dem erforschten
Zeitfenster praktisch den glei-
chen Anteil Kinder ins Langgy-

mi, die sogenannte Gymiquote
betrug rund 13 Prozent. Combet:
«Weil in Zürich die Gymnasial-
plätze begrenzt sind und es ver-
gleichsweise einen hohenAnteil
an Akademikereltern hat, die
einen Gymnasialbesuch ihres
Kindes anstreben, sind sie ge-
zwungen,mehrEinfluss zu neh-
men.» Anders ausgedrückt: In
Zürich herrscht ein so intensiver
Kampf umGymiplätze,weil ver-
hältnismässig viele Eltern mit
akademischem Hintergrund im
Kanton leben, die für ihre Kinder
unbedingt den gymnasialenWeg
wählen. Andernfalls befürchten
sie einen Statusverlust.

Im härteren Wettbewerb grif-
fen die ehrgeizigenEltern deshalb
zu zusätzlichen Mitteln wie per-
sönlicher Unterstützung, Inter-
ventionen bei der Lehrperson für
bessereVornoten oderPrüfungs-
vorbereitungskursen. Die privi-
legierte Schicht in Solothurn in-
des kamohneNachhilfe oderVor-
bereitungskurse aus, da sich im
ländlichenKanton ehnicht sovie-
le Kinder für eine akademische
Laufbahn interessierten.

Umgekehrt gilt in Zürich: Für
Kinder auswenigerprivilegierten
Familienwarund ist es praktisch
unmöglich, die begehrten Plätze
an den Gymis zu ergattern. Zum
einen fehlen daheim Ressourcen
wie Bücher und Unterstützung,
zum anderen liegen Nachhilfe-
stunden finanziell nicht drin.

Unterdessen hat der Kanton
Solothurn das Langgymi abge-
schafft und mit der Einführung
eines vorbereitenden Sek-Typs
den Übertritt ans Gymi fürmehr
Kinder möglich gemacht – die
Übertrittsquote liegt zwischen 21
und 26 Prozent. Der Anteil der
Akademiker in der Bevölkerung
lag 2010 bei 23 Prozent. In Zü-
rich dagegen ist das Verhältnis
heute nochweniger ausgewogen:
Die Langgymi-Quote von 15 Pro-

zent steht einem38-Prozent-An-
teil von Akademikern in der Be-
völkerung gegenüber.

Führt eine höhere
Gymiquote zumehr
Chancengleichheit?
Wenn nun ein höherer Anteil an
Akademikerfamilien in Zürich
dazu führt, dass sozial schwä-
chere Kinder im Wettlauf ans
Gymi noch stärker benachteiligt
sind als anderswo, könnte der
Kanton reagieren, indem ermehr
Gymiplätze anbietet. Die Überle-
gung, dass dies die Chancen von
sozial schwächeren Kindern auf
eine Matura verbessern würde,
ist laut Combet aber zu kurz ge-
griffen: «Eine starke Erhöhung
der Gymnasialplätze wird das
Problem nicht entschärfen, son-
dern den Wettbewerb um die
Plätze einfach verschieben.»
Wenn im Extremfall 80 Prozent
aller Schüler ans Gymi gehen,
wäre ein Besuch für Kinder aus
privilegierten Familien selbst-
verständlich, während sich die
unteren Schichten umdie Plätze
streiten, umkünftigen Lehrmeis-
tern zu zeigen, dass man nicht
ganz auf den Kopf gefallen ist.

Lernforscherin Elsbeth Stern
von derETHZürich hält Combets
Befundder speziell grossenChan-
cenungleichheit in Zürich für
plausibel. Von einer höheren Gy-
miquote für mehr Gerechtigkeit
hält aber auch sie wenig: «Das
funktioniert nur, wenn man ge-
zielt Kinder über die Intelligenz
zulässt.Wennman nichts an den
Auswahlkriterien ändert, bleibt
zu befürchten, dass privilegierte
Familien sich das Extrakontin-
gent sichern.» Ihre Studien hät-
ten gezeigt, dass die herkömmli-
chen Zulassungsverfahren, also
in Zürich ein Mix aus Prüfungs-
noten undVornoten inMathe und
Deutsch,nurbedingt geeignet sei-
en, die intelligentesten Kinder zu

finden: «Dafürbraucht es inman-
chen Fällen zusätzliche IQ-Tests.»

Gibt es andereWege,
für alle gleiche Chancen
zu schaffen?
Für mehr Chancengerechtigkeit
müsse man früh ansetzen, be-
tont Stern. Schon Primarlehrper-
sonen in ihrer Ausbildung seien
dafür zu schulen, dass sie erken-
nen, ob ein Kind intelligent oder
einfach vom Elternhaus gut ge-
trimmt ist: «Wenn ein Kind stark
in Mathe, aber schwach in Spra-
che ist, ist das oft ein Hinweis,
dass es schlau ist, aber nicht op-
timal gefördertwird.» Intelligen-
te Kinder aus sozial schwachen
oder Migrantenfamilien müss-
ten dann entsprechende Unter-
stützung erhalten.

Benita Combet plädiert für
eine möglichst späte Aufteilung
der Klassenzüge in verschiedene
Leistungsklassen,wennmöglich
nach der obligatorischen Schu-
le, also nach neun Schuljahren:
«Die Kinder können so ihrPoten-
zial über längere Zeit entfalten.»
So würde der Druck für Eltern
und Kinder verringert, wodurch
der Effekt sozialer Herkunft
grundsätzlich kleiner werde.

Die Bildungsdirektion,
was hält sie von
einer höheren Gymiquote?
Niklaus Schatzmann, Leiter des
Zürcher Mittelschul- und Bil-
dungsamtes, hältmehrPlätze am
Gymnasium für den falschenAn-
satz: Eine höhere Gymiquote
habe bloss zur Folge, dass mehr
Kinder gebildeter Eltern aufge-
nommen würden. Verbessern
liessen sich die ChancenvonKin-
dern laut Schatzmann nur über
konsequente, gut zugängliche
Programme, die wenn möglich
vor Schuleintritt starteten. Be-
reits heute gebe es solche auf al-
len Bildungsstufen.

Im Gegensatz zu Stern hält
Schatzmann das heutigeVerfah-
ren zurAufnahme ins Langgymi
– Test plus Vornote – für geeig-
net, die richtigen Schüler zu
finden.Die hohe Erfolgsquote in
der Probezeit zeige, dass an den
Aufnahmeprüfungen erfolgreich
selektioniert werde. Tatsächlich
haben im laufenden Schuljahr
90,3 Prozent der aufgenomme-
nen Schülerinnen und Schüler
die Probezeit am Langgymna-
sium bestanden.

Wie sieht es in anderen
Kantonen aus?
Wird die These von Combet wei-
tergedacht, könnte dasVerhältnis
vonAkademikeranteil undGymi-
quote einen groben Hinweis da-
rauf geben, wie hart der Kampf
um einen Gymiplatz in jedem
Kanton ist: Je mehr Akademiker
auf einen Platz kommen, desto
härterwird es für alle anderen.Da
heute nicht alle Kantone ein
Langgymi führen und die Über-
trittsquoten nicht bekannt sind,
habenwir auf dieAnzahl gymna-
sialer Maturazeugnisse zurück-
gegriffen, die 2019 in jedemKan-
ton vergeben wurden. Sie geben
ungefähr an,wie viele Gymiplät-
ze jährlich zurVerfügung stehen.
Während in Zürich 6 Plätze auf
knapp 480’000 Einwohner mit
höherer Schulbildung kommen,
sind es im Jura oder imTessin 13,
also mehr als doppelt so viele.

Wenn Eltern statt Talent zählen
Gerangel um die Gymiplätze Eine neue Studie vergleicht erstmals Daten zur Bevölkerungsstruktur mit der Zulassungsquote
fürs Langgymnasium. Das Resultat: Im Kanton Zürich wirkt sich der soziale Hintergrund besonders stark aus.

Wo ist das Gerangel um Gymiplätze am härtesten?

Gymiplätze pro 1000 Einwohner mit Tertiärausbildung, 2019

1 Tertiärausbildung: höhere Berufsbildung und Hochschulabschluss
2 Anzahl ausgestellte gymnasiale Maturitätszeugnisse, 2019
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Im Kanton Zürich haben Kinder aus höheren Schichten die grössten Chancen aufs Gymnasium. Foto: Sabina Bobst
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Guido Kalberer

Bis vor wenigen Jahren hat man wilde
Tiere, die Menschen angefallen oder
getötet haben, sofort erschossen.
Bestraft wurden sie für etwas, was sie
in freierWildbahn immer machen: Sie
jagen oder verteidigen ihr Territorium.
Es ist ihr Instinkt, so zu handeln.

Die moralischen Kategorien, die
Menschen reflexartig anwenden,
um das Verhalten der Tiere zu
erklären, sind ein Versuch, sie zu
vermenschlichen.Wir neigen dazu,
Natur so zu denken, als ob sie von
Absichten und Intentionen geleitet
würde – genauso wie wir selbst. Auch
die jüngste Aussage, dass die Tigerin
bisher nicht aggressiv aufgefallen sei,
fällt in diese Kategorie.

Die Natur kennt keine Moral, und sie
kann auch nicht schuldig gesprochen
werden. Insofern ist es ein Fortschritt,
dass die Tigerin im Zürcher Zoo nicht
erschossen oder eingeschläfert wird.
Denn die Frage ist berechtigt:
Welche absichtsvolle Tat könnte mit
einer solchen Strafe gesühnt werden?
Und was für eine Gerechtigkeit liesse
sich damit herstellen?

Es ging bei früheren Erschiessungen
vonWildtieren eher darum, dass die
Empörung über einen solchen Angriff
besänftigt werden sollte. Da das Tier
jederzeit wieder zuschlagen konnte,
hatte es in den Augen nicht weniger
Menschen keine zweite Chance
verdient. Deshalb – und um die
Überlegenheit des Menschen zu
demonstrieren – schien der finale

Schuss gerechtfertigt, auch dann,
wenn das Opfer bereits aus den
Fängen des Tieres befreit worden war.

Im Zoo zeigt sich weniger die wilde
Natur als der offen zutage tretende
Widerspruch im Menschen selbst:
Er will dieWildnis bestaunen, aber
bloss in einem technisch ausge­
klügelten und hoch zivilisierten
Ambiente. Nur solange der Schutz
durch die Zivilisation gewährt ist,
kann man sich der Gefahr aussetzen.

So verrät der Zoo viel über die
Fähigkeiten des Menschen,Wildnis
zu bannen, und wenig über sie selbst.
Und wenn einmal die Kontrolle ver­
sagt und die Tiere aus den vorge­
zeichneten Bahnen ausbrechen, ist
man schockiert. Dass amWochenende
von «menschlichem Versagen» ge­
sprochen wurde, ist aber als weiterer
Fortschritt zu werten.

Die Frage, was nun mit der Tigerin
geschieht, dürfte die Verantwortlichen
beschäftigen: Bleibt sie im Zoo Zürich,
könnte sie ein unfreiwilliger Magnet
für voyeuristische Besucher werden,
die den «Killertiger» unbedingt sehen
wollen. Das Tier wäre quasi auf
Bewährung gefangen und trüge den
Stempel des Vorbestraften. Um dies
zu verhindern, könnte ein Umzug
in einen anderen Zoo in Betracht
gezogen werden.

Doch auch bei diesen Fragen zeigt
sich, dass zoologische Gärten viel mit
den Projektionen des Menschen und
wenig mit dem realen Leben der
Wildtiere zu tun haben.

Manwill dieWildnis sehen,
aber möglichst zivilisiert
Der schreckliche Vorfall im Zoo Zürich zeigt,
wie widersprüchlich Tieranlagen sind.

Edgar Schuler

Ueli Maurer sprach über viel
Wichtiges, Dringendes, 30 Minuten
lang: Staatsfinanzen, Schuldenabbau,
«zweite Welle», Sinn und Nutzen des
bundesrätlichen Maskendekrets.

Aber nur ein einziger Satz aus dem
Interview fand dannWiderhall in der
Twitter­ und Mediensphäre, stiess auf
ungläubiges Staunen, wurde bespöt­
telt, von Beobachtern unter dem
Mikroskop seziert: «Ich chumm nöd

druus mit dem Züg, machi au nöd.»
Das war Maurers Antwort auf die
Frage, ob er die Swiss­Covid­App
installiert habe: Er verstehe das nicht,
er werde die App nicht herunterladen.

Ausgerechnet ein Bundesrat entzieht
sich einem der unterdessen vielen
moralischen Imperative der Pande­
mie­Bekämpfung. Dass der Finanz­
minister ein schlechtes Vorbild sei,
war noch eine der netteren Qualifika­
tionen. «Idiot» stand am anderen
Ende des Spektrums.

Dabei hätte es sich gelohnt, statt
reflexartig mit dem Protesthorn zu
heulen, dem SVP­Bundesrat besser
zuzuhören.

Was er nämlich auch gesagt hat:
Dass ein mental, sozial und ökono­
misch verheerender Lockdown nicht
mehr infrage kommt, dass man die
Menschen nicht wieder einsperren
kann und vor allem: Dass es jetzt
darauf ankommt, gezielt zu reagie­
ren, neue Ausbrüche direkt an Ort
und Stelle zu bekämpfen, und zwar

gezielt und wenn nötig beherzt
bis drakonisch. Maurer war beim
Berufspendeln im Zug bisher kein
Maskenträger: «Ich fahre oft sehr
früh oder ganz spät mit dem Zug. Oft
bin ich dann sowieso ganz alleine»,
sagte er. Dennoch hat er dargelegt,
warum es richtig ist, dass der Bun­
desrat sich doch zur Maskenpflicht
durchgerungen hat.

Die App­Pflicht aber gibt es nicht,
und kann es auch nicht geben – nur
schon weil nicht das ganze Volk die

dafür nötigen Handys mit dem
richtigen Betriebssystem besitzt.

Man hört Maurer zu, fühlt sich
erfrischt und ist beruhigt. Auch der
Gesamtbundesrat hat bei der Pande­
mie keine monolithische Einheits­
meinung. Maurers skandalisierter
Satz bestätigt, dass die Landes­
regierung immer noch robust
darüber diskutiert, wie viel Freiheit
in der Pandemie noch möglich,
wie viel zentrale Steuerung durch
Ge­ und Verbote aus Bern nötig ist.

Ueli Maurers Corona-App-Unlust hat auch etwas Positives
Der Finanzminister erinnert uns daran, dass die Zeit der zentralen Pandemie-Bekämpfung jetzt vorbei ist. Sehr erfrischend.

Was wir schon immer vermuteten,
hat sich wissenschaftlich bestätigt.
Im Kanton Zürich ist das Gerangel um
die Gymiplätze besonders gross. Denn
da gibt es überdurchschnittlich viele
Akademiker. Fast 480’000 Menschen
mit tertiärem Abschluss leben hier
– mehr als in den Grosskantonen Bern
undWaadt zusammengezählt. Für
diese ehrgeizigen Eltern mit Geld und
Einfluss spielt es häufig keine Rolle,
ob ihre Kinder das Talent und die
Reife fürs Gymnasium mitbringen
– Hauptsache, nicht Sekundarschule.

Die weitverbreitete Torschlusspanik
unter gut gebildeten Eltern geht auf

Kosten von begabten Jugendlichen aus
weniger privilegierten Familien. Das
ist ungerecht.

Die einfachste Lösung des Problems
wäre, das Angebot der Nachfrage
anzupassen. Doch eine bedeutende
Erhöhung der Aufnahmequote
schwächt die Gymnasien.

Mit noch mehr mittelmässigen
Schülerinnen und Schülern könnten
sie ihr Niveau nicht mehr halten.
Zudemwürde sich der Kampf um die
Gymiplätze auf andere Bevölkerungs­
schichten ausweiten, die heute mit der
Sekundarschule zufrieden sind.

Es ist richtig, die Aufnahmeprüfung
fürs Gymi ist für viele Kinder und
Familien anstrengend.Würde dieser
Druck aber abgebaut und der Zugang
erleichtert, müssten die Universitäten
härter selektionieren – und das in
einem Alter, in dem aus den Jugend­
lichen Erwachsene geworden sind.
Das ist keine schöne Vorstellung.

Mehr Gerechtigkeit für Kinder aus
sogenannt bildungsfernen Schichten
wäre wohl nur durch mehr
Begabtenförderung in der Volksschule
zu erreichen. Das kostet Geld.
So kann man den Eltern dieser Kinder
nur sagen: Das Zürcher Schulsystem

ist heute so gut ausgebaut, dass
auch über eine Berufslehre eine
akademische Karriere möglich ist.
Jugendliche, die diesenWeg wählen,
haben mit 25 Jahren – im Unterschied
zu den meisten Gymnasiasten – schon
einige Berufserfahrung sammeln
können. Sie ist gut für die persönliche
Reife und erhöht die Chancen auf dem
Arbeitsmarkt.

Karriere ist auch ohne Gymimöglich
Der Kampf um Plätze am Gymnasium schafft Ungerechtigkeit. Das lässt sich nicht einfach lösen, doch Eltern müssen nicht verzweifeln.

Jugendliche, die den
Weg über eine Lehre
wählen, habenmit
25 Jahren schon einige
Berufserfahrung.

Daniel Schneebeli
Redaktor Zürich

Kommentar

Jetzt hat das Hü und Hott ein Ende:
Zumindest im öffentlichen Verkehr
gilt nun die Maskenpflicht. Abgesehen
davon, dass der bundesrätliche Zick­
zackkurs nicht gerade einen Ausbund
an Souveränität vermuten lässt, sorgte
in den letztenWochen etwas anderes
für Kopfschütteln: Warum sprach sich
das Gros der Schweizer Bevölkerung
in Umfragen für eine Maskenpflicht
aus, war aber nicht bereit, sich aus
freien Stücken das Fetzchen Stoff über
Mund und Nase zu spannen?

Es wird wohl nicht daran gelegen
haben, dass eine Mehrheit am Nutzen
von Masken gezweifelt hätte. Denn es
wäre überaus grotesk, nach einer von
oben oktroyierten Freiheitsbeschrän­
kung zu verlangen, wenn man
nicht zugleich der Ansicht ist, die
Einschränkung sei gerechtfertigt.

Der Ruf nach einer verbindlichen
Freiheitsberaubung für alle dürfte sich
in diesem Fall eher damit erklären,
dass die Maskenpflicht totale Gleich­
heit schafft.Wer eine Maske trägt,
wird nun zumindest im Verkehrs­
mittel nicht mehr auffallen. Bis anhin
war das Aufsetzen des Mundschutzes
nämlich ein klares Statement: Weil
kaum jemand einen trug, signalisierte
man damit entweder, dass man zu
einer Risikogruppe gehörte, und
musste mit einem bedauernden Blick
rechnen. Oder aber man legte mit der
Maske ein Bekenntnis ab: Ich glaube
an die Gefährlichkeit der Pandemie,
ich vertraue auf die Statistik, ich
gelobe, mich solidarisch zu verhalten.
Ausgerechnet eine Maske hat uns
bislang in unserem Befinden und in
unseren Überzeugungen demaskiert.

Dass die Maske als Statement auffiel,
war umso unangenehmer, als es mit

den tiefen Fallzahlen Mitte Juni keinen
Grund mehr zu geben schien, sich
weiterhin in Vorsicht zu üben. Zwar
gilt für gewöhnlich, dass wir den
Schwarzmalern eher Glauben
schenken als den Frohnaturen, die
darauf vertrauen, dass sich die Sache
schon zum Guten wende. Der britische
Philosoph John Stuart Mill bemerkte
diese Neigung schon 1828: «Nicht der
Mann, der hofft, wenn andere ver­
zweifeln, sondern der, der verzweifelt,
wenn andere hoffen, wird von den
anderen als weise angesehen.»

Mit dem Schlechtesten zu rechnen,
gilt im Normalfall als seriös. Nicht
jedoch während der Pandemie. Dass
hohe Opferzahlen resultieren, wenn
Fallzahlen exponentiell steigen, will
nach wie vor in viele Köpfe nicht. Nach
dem Lockdown hatte man vom Pessi­
mismus definitiv genug. Sich erklären
mussten plötzlich jene, die den Hand­
schlag verweigerten, beim Apéro auf

getrennten Chipsschalen bestanden
und eine Maske aufsetzten. Sich locker
zu machen, schien die neue Tugend.

Das dürfte sich nun rächen. Doch
statt dass wir uns am eigenen Riemen
reissen, sind wir dankbar für die
Vorschriften, die Bundesbern erlässt.
Dann nämlich muss keiner mehr
Farbe bekennen in der coronesken
Gretchenfrage: «Sag an, wie hältst
Du’s mit den Vorsichtsmassnahmen?»
Wir erfüllen lieber brav, was die
Obrigkeit befiehlt. Damit entmündi­
gen wir uns letztlich selbst. Selbstver­
ständlich ist es richtig, in einer Krisen­
lage auf Autoritäten zu hören: auf
Expertinnen und Experten, die versu­
chen, zielführende Strategien zu deren
Bewältigung zu entwickeln. Doch
es macht einen entscheidenden Unter­
schied, ob wir den Rat der Autorität
befolgen, weil wir anerkennen, dass
sie uns an Urteilskraft überlegen ist –
oder ob wir uns ihrer Befehlsgewalt
fügen, weil wir Sanktionen fürchten.
Nur erstere Haltung ist Ausdruck von
Mündigkeit.

Mündige Bürgerinnen und Bürger
reagieren nicht erst auf autoritäre
Unterwerfung, sondern auf vernunft­
basierte Expertise, wie die Philo­
sophin Catherine Newmark in ihrem
Büchlein «Warum auf Autoritäten
hören?» schreibt. Eine Demokratie
braucht mündige Bürgerinnen und
Bürger, die sich von vernünftigen
Argumenten bewegen lassen,
keine trottende Herde, die allein
auf Befehlsgewalt reagiert.

Bleibt also zu hoffen, dass wir
in Zukunft vernünftig werden,
bevor politische Autoritäten ihre
Macht ausspielen müssen, um uns
zur Vernunft zu bringen.

Maskierte Mündigkeit
Kolumne

Barbara Bleisch
Die Philosophin Barbara Bleisch schreibt
abwechselnd mit Laura de Weck, Michael Hermann
und Rudolf Strahm.
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